
Liebe Genossinnen und Genossen,  
liebe Freunde,  
 
am vergangenen Sonntag haben wir uns mit dem Koalitionspartner geei-
nigt: die Grundrente kommt! Frauen und Männer, die trotz eines langen 
Arbeitslebens nur wenig Rente beziehen, haben ab 2021 spürbar mehr in 
der Tasche. Wer 35 Jahre lang in die Rentenkasse eingezahlt hat, hat 
künftig Anspruch auf die Grundrente, wenn ansonsten die Rente zu niedrig 
wäre. Auch Jahre, in denen die eigenen Kinder erzogen oder Angehörige gepflegt wurden, werden berück-
sichtigt. Dabei wird niemand zum Bittsteller beim Sozialamt. Es wird lediglich unbürokratisch das Einkom-
men geprüft – durch einen Datenaustausch zwischen Rentenversicherung und den Finanzbehörden. Die 
Diskussion um eine auskömmliche Rente nach einem langen Arbeitsleben zeigt aber auch, dass anständige 
Löhne, ein höherer Mindestlohn, mehr Tarifbindungen und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung die 
Grundlage guter Renten sind. Dafür werde ich auch in Zukunft streiten! 
Der Klimaschutz stand letzte Woche bei uns im Bundestag im Mittelpunkt. Wir haben nach intensiver Bera-
tung das Klimaschutzgesetz unserer Umweltministerin Svenja Schulze verabschiedet. Damit verankern wir 
erstmals gesetzlich verbindliche Klimaziele für Verkehr, Gebäude, Landwirtschaft, Energie und Industrie. 
Gleichzeitig tragen wir mit hohen Investitionen dazu bei auf 
die Klimaschutzziele Deutschlands hinzuarbeiten. Wir haben 
uns nach intensiven Verhandlungen auf Regeln geeinigt, mit 
denen  die Bundesregierung internationalen Verpflichtun-
gen aus dem Pariser Klimaschutzabkommen verlässlich er-
reichen will. 
Zudem haben wir in dieser Woche auch das Gesetz zur Ab-
schaffung des Solidaritätszuschlages. für 90 Prozent der 
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler verabschiedet. Wohl-
stand für viele, nicht nur Reichtum für wenige. Das ist die 
Voraussetzung, um den Zusammenhalt in unserem Land zu 
stärken.  
 
Einen Überblick über meine Aktivitäten in den vergangenen 
Tagen gibt es wie gewohnt auf den folgenden Seiten. Viel 
Spaß beim Lesen. 
Euer 

Ihr findet mich auch bei:  
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Ab morgen ist es soweit: Wir 
wählen eine neue Parteispitze. 
Die Teams Saskia Esken und 
Norbert Walter-Borjans sowie 
Klara Geywitz und Olaf Scholz 
gehen in die finale Abstimmung 
aller Mitglieder um die neue 
Spitze der Partei, deren Ergebnis 
am 30. November 2019 präsen-

tiert wird. Bei der ersten Abstim-
mungsrunde hatte kein Team die 
absolute Mehrheit erreicht. Des-
halb findet zwischen den beiden 
Erstplatzierten Teams vom 19. 
bis 29. November eine zweite 
Abstimmung statt. Beide Teams 
haben bereits erklärt, dass sie 
weiter kandidieren. Das Ge-

winnerteam wird vom Parteivor-
stand zur Wahl auf dem SPD-
Parteitag vom 6. bis 8. Dezember 
vorgeschlagen. Heute findet das 
dritte TV-Duell statt. Ihr könnt es 
Euch ab 19.00 Uhr auf Phoenix 
anschauen.  

SASKIA ESKEN &  
NORBERT WALTER-BORJANS  

KLARA GEYWITZ & 
OLAF SCHOLZ  



 
 

Mit einem sehr stimmungsvollen 

Gottesdienst und einer anschlie-

ßenden Feierstunde haben wir 

am 10. November 2019 in einem 

feierlichen Rahmen das Projekt 

"Jeder isst mit", genannt „JIM“  

abgeschlossen. Was vor mehr als 

acht Jahren als kleine Initiative 

aus Uslar und Bodenfelde an den 

Start ging, um allen Kindern ein 

warmes Mittagessen zu ermögli-

chen, hat bundesweite Signalwir-

kung gehabt. Während des Pro-

jektzeitraumes wurden ca. 

136.000 Mahlzeiten bezuschusst. 

Es ist ein riesiger Erfolg, dass mit 

der Umsetzung des Starke-

Familien-Gesetzes seit dem 1. Au-

gust nun der Eigenanteil für ein 

Mittagessen von 1€ für Kinder die 

vom Bildungs-und Teilhabepaket 

profitieren, vom Bund gezahlt 

wird. Meine Vorgän-

gerin Gabriele Lö-

sekrug-Möller, hat 

sich sehr für die Initia-

tive eingesetzt eine 

Anhörung im Bundes-

tag ermöglicht, bei der 

sie ihr beispielhaftes 

Projekt vorstellen 

konnte. Ich bin stolz, 

dass hier Bundespolitik aus dem 

Weserbergland gemacht wurde!  

Am Samstagnachmittag habe ich 
gemeinsam mit den Jusos der 
SPD Hameln-Pyrmont und Bür-
gerinnen und Bürgern die Stol-
persteine in der Fußgängerzone 
in Hameln geputzt. Dem Tag der 

Reichspogromnacht, dem 9. No-
vember 1938 zu gedenken, an 
dem viele jüdische Menschen 
während der Naziherrschaft ihr 
Leben gelassen und unsagbar 
gelitten haben, ist gerade mit 

Blick auf heu-
tige rechts-
extreme Ent-
wicklungen in 
unserer Ge-
sellschaft un-
gemein wich-
tig. Es macht 
mich immer 
wieder be-
troffen, wie 
viele Stolper-

steine 
es allein 
in Ha-
meln 
gibt.  
 
Das An-
denken 
zu be-
wahren 
und die 
Stolpersteine zu säubern ist eine 
ganz tolle Aktion der Jusos Ha-
meln-Pyrmont gemeinsam mit 
dem Arbeitskreis christlicher Kir-
chen, an der ich mich immer 
gern beteilige. 
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Am letzten Samstag fand im Okal 

Cafe in Lauenstein die Veranstal-

tung „Stories of Weserbergland“ 

statt. Im Mittelpunkt standen die 

drei Themengebiete Networking, 

Unternehmensgründung und Un-

terhaltung. Einige bekannte 

Gründer berichteten von ihren 

Geschichten und Erlebnissen. 

Auch mir laufen auf meinen Ter-

minen in meinem Wahlkreis, 

dem Weserbergland, immer wie-

der die spannendsten Geschich-

ten vieler Menschen über den 

Weg. Das Okal Café war bis auf 

den letzten Platz ausgebucht. 

dies hat mir wieder gezeigt, das 

Co-Working, Vernetzung und das 

Schaffen von Kreativräumen 

nicht nur etwas für Großstädte 

ist. Auch gerade im ländlichen 

Raum gibt es viele tolle 

Ideen und Menschen mit 

innovativen Vorstellun-

gen und interessanten 

Geschichten. Davon darf 

ich mich bei meinen 

zahlreichen Gesprächen 

jeden Tag neu überzeu-

gen. Ich möchte mich bei 

Karim Yahiaoui für die 

Organisation dieses 

Events in Lauenstein be-

danken und freue mich 

schon auf ein Treffen im 

nächsten Jahr. 

Winterzeit ist Grünkohlzeit. Und 

die SPD im Coppenbrügger Orts-

teil Brünnighausen war eine der 

ersten, bei deren Grünkohlessen 

ich am vergangenen Samstag zu 

Gast war. Es ist immer wieder 

eine gelungene Veranstaltung 

nicht nur für Mitglieder des Orts-

vereins, sondern auch für Genos-

sinnen und Genossen aus den 

benachbarten Ortsvereinen, so-

wie für Gäste und Interessierte. 

Bei der sehr gut besuchten Ver-

anstaltung hatte ich die Möglich-

keit über meinen politischen All-

tag in Berlin zu berichten und 

Fragen zu beantworten.  

Ich finde es gut, wenn wir uns in 

entspannter Atmosphäre und 

bei gutem Essen untereinander 

austauschen können. Ich nehme 

davon ganz viel für meine Arbeit 

in Berlin mit.  



 
 

Die Gandersheimer Domfest-
spiele werden nun mit 74.000€ 
Bundesmitteln pro Jahr geför-
dert. Ich habe mich gemeinsam 
mit Thomas Oppermann und  
dem CDU Kollegen Dr. Roy Küh-
ne intensiv für die Anhebung der 
Fördergelder eingesetzt. Damit 
haben wir für die Gandersheimer 
Domfestspiele nun eine deutlich 
langfristigere Planungssicherheit 
geschaffen. Ich bin wirklich froh, 
dass der große Einsatz für ein 
größeres Festspielbudget erfolg-
reich war. Dafür war ein langer 
Atem notwendig. 
Die Domfestspiele sind ein Aus-
hängeschild für die kulturelle 
Vielfalt in unserer Region. Dies 
bestätigen auch die mehr als 
50.000 Besucher in der letzten 
Spielzeit. Die Erhöhung der jähr-
lichen Bundesförderung ist eine 

Anerkennung für die 
hervorragende Arbeit, 
welche die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter 
der Domfestspiele Jahr 
für Jahr leisten. Mein 
Dank gilt Achim Lenz, 
dem Intendanten der 
Domfestspiele, und 
auch dem Geschäfts-
führer Thomas Groß. 
Beide setzen sich uner-
müdlich für die 
Gandersheimer Dom-
festspiele ein. 
Ich freue mich schon 
auf spannende und kre-
rative Stücke im kom-
menden Jahr und hoffe, 
dass ich mir Zeit für ei-
ne Vorstellung nehmen 
kann. 
 

Auch in diesem Jahr können lei-
der wieder mehr als 3.000 Solda-
tinnen und Soldaten aus den Ein-
satzgebieten das Weihnachtsfest 
nicht im Kreise ihrer Familie fei-
ern. Der Deutsche Bundeswehr-
verband mit seinem Bildungs-
werk der Karl-Theodor-Molinari-
Stiftung, hat gemeinsam mit der 
OASE-Einsatzbetreuung die Akti-
on „Gelbes Band der Verbunden-
heit“ durchgeführt. Aus diesem 
Grund lagen in der vergangenen 
Woche auf der Fraktionsebene 
des Reichstages gelbe Bänder 
aus, auf denen wir Abgeordneten 
Grüße hinterlassen konnten. Das 
Gelbe Band hat die Intention, 

Wertschätzung, Respekt und An-
erkennung gegenüber den Sol-
datinnen und Soldaten im Dienst 
unseres Landes auszusprechen. 
Auch Soldatinnen und Soldaten 
aus dem Panzerpionierbataillon 
in Holzminden verbringen im-
mer wieder die Weihnachtstage 
im Auslandseinsatz, wenn ihre 
Präsenz dort notwendig ist. Na-
türlich habe ich mich auch wie-
der an der Aktion beteiligt und 
meine Wertschätzung und Aner-
kennung damit zum Ausdruck 
gebracht. Die Unterschriften 
wurden von Vertretern des 
Deutschen Bundeswehrverban-
des entgegenommen.  



 
 

Letzte Woche hat mich Christian 
Rathjen, Schatzmeister und Vor-
standsmitglied des Landestrach-
tenverbandes Niedersachsen 
e.V., im Bundestag besucht. 
Christian erzählte mir, wie die 
Trachtenverbände in großen Tei-
len Niedersachsens traditionelle 
Volkstänze aufführen, sowie die 
jahrhundertealte Tracht bewah-
ren und dies an jüngere Genera-
tionen weitergeben. Sehr gut 
finde ich die Botschaft des Lan-
destrachtenverbands sich klar 
und eindeutig gegen rechtes Ge-

dankengut abzu-
grenzen. Der Ver-
band bekennt sich 
vielmehr dazu, 
dass er  bunt, viel-
seitig und welt-
offen ist. Ich habe 
mich über den Be-
such von Christi-
an, sowie über die 
aktuelle Ausgabe 
„Utkiek“, sehr ge-
freut.  

Am Mittwoch war Constantin 
Grosch bei mir in Berlin zu Gast. 
Constantin ist nicht nur Patien-
tenvertreter im gemeinsamen 
Bundesausschuss, stellv. Frakti-
onsvorsitzender unserer SPD-
Kreistagsfraktion in Hameln-
Pyrmont, bringt sich im Vorstand 
der Deutschen Gesellschaft für 
Muskelkranke und bei Abili-
tyWatch e.V. ein, die sich für die 
Belange von Menschen mit Be-
hinderung einsetzt. Ich hatte ihm 
ein Gespräch mit Bärbel Bas, un-
serer gesundheitspolitischen 
Sprecherin organisiert. Dadurch 
konnte Constantin direkt bei Bär-
bel und bei mir seine Bedenken 
hinsichtlich des Gesetzesentwur-
fes zum „Reha- und Intensivpfle-
gestärkungsgesetz“ des CDU-
geführten Bundesgesundheits-
ministeriums loswerden, der aus 
seiner Sicht einige problemati-

sche Definitionen im 
Hinblick auf Menschen 
mit Behinderungen 
enthält. So sollen be-
stimmte Personengrup-
pen wie Patienten un-
ter dauerhafter Beat-
mung und Wachko-
mapatienten de facto 
von einem Anspruch 
auf häusliche Pflege 
ausgeschlossen wer-
den. Wir stimmen mit 
Constantin überein, 
dass diese Menschen 
auch weiterhin einen 
Anspruch auf ambulan-
te Versorgung im ge-
wohnten Umfeld haben 
sollten. Während des 
weiteren Gesetzge-
bungsprozesses werden wir mit 
Constantin in engem Austausch 
bleiben, um sicherzustellen, dass 

auf die Belange von Menschen 
mit Behinderungen ausreichend 
Rücksicht genommen wird.  



 
 

Am vergangenen Montag habe 
ich zum ersten Mal in meiner 
Rolle als Leiter der Bundestags-
delegation bei der Ostseeparla-
mentarierkonferenz die Sitzung 
des Ständigen Ausschusses als 
Gastgeber in Berlin empfangen 
dürfen. Unser inhaltlicher 
Schwerpunkt lag auf dem Thema 
Munition in der Ostsee. Bereits 
bei der Jahrestagung der Ostsee-

parlamentarierkonferenz im Au-
gust 2019 hatten wir diese Prob-
lematik thematisiert. Momentan 
rotten geschätzte 300.000 Ton-
nen versenkte Munition in der 
Ostsee vor sich hin, schädigen 
Meerestiere und können natür-
lich zunehmend auch Menschen 
gefährden. Wir haben zwei Ex-
perten zu diesem Thema einge-
laden: Jann Wendt und Anne Ja-

cobs-Schleithoff. Jann Wendt ist 
Geschäftsführer der EGEOS 
GmbH, eines Kieler Start-Ups, 
das eine Software entwickelt 
hat, die Standorte von Muniti-
onsaltlasten in Nord- und Ostsee 
erfasst und eine Risikobewer-
tung für Forscher, Behörden und 
die Wirtschaft möglich macht.  
Anne Jacobs-Schleithoff ist Leite-
rin der Abteilung Maritime Wirt-

schaft im Wirtschaftsministe-
rium und hat vom Projekt 
„Munitionsbergung im Meer“ 
des BMWI berichtet. Es war 
mir eine große Ehre die Sit-
zung des Ständigen Ausschus-
ses in Berlin auszurichten und 
meine Kolleginnen und Kolle-
gen aus Lettland, Polen, Finn-
land, Norwegen, Litauen, 
Russland sowie aus Mecklen-
burg-Vorpommern und Ham-
burg zu begrüßen. Wir waren 
uns einig, dass wir das Thema 
Munition weiterhin als 
Schwerpunkt behandeln wol-
len und haben nächste 
Schritte vereinbart.  

Die Ostseeparlamentarierkonferenz, Baltic Sea Parliamentary Conference (BSPC), ist das parlamentari-
sche Forum der Ostseeregion. Sie wurde 1991 auf Initiative des damaligen finnischen Parlamentspräsi-
denten gegründet mit dem Ziel, eine engere Zusammenarbeit zwischen den nationalen und regionalen 
Parlamenten zu fördern. Zu Beginn standen umweltpolitische Themen und Fragen der maritimen Sicher-
heit im Vordergrund, heute werden auch wirtschafts - und sozialpolitische Fragen ebenso wie Fragen 
zum Klimawandel und der Energiepolitik von den Teilnehmerstaaten diskutiert. In der Ostseeparlamen-
tarierkonferenz sind die Parlamente aus Deutschland, Russland, Dänemark, Estland, den Färöer-Inseln, 
Finnland, Island, Lettland, Litauen, Polen, Schweden und Norwegen, den Åland Inseln, den Hansestädten 
Bremen und Hamburg, der Region Kaliningrad, der Republik Karelien, der Stadt St. Petersburg, der Regi-
on Leningrad, Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-Holstein vertreten. Zu dem nehmen der Nordi-
sche Rat, die Baltische Versammlung, das Europäische Parlament und der Europarat teil.  



 
 

Es geht um Würde, Respekt und 
Anerkennung. Denn manche 
Menschen können von ihrer 
Rente im Alter nicht leben – ob-
wohl sie viele Jahre lang gearbei-
tet und in die Rentenkasse ein-
gezahlt, Kinder erzogen oder An-
gehörige gepflegt haben. Wenn 
sie über eine lange Zeit nur ei-
nen sehr niedrigen Lohn bekom-
men haben, reicht das Geld nicht 

für eine auskömmliche Rente. 
Sie können dann zusätzlich die 
sogenannte Grundsicherung im 
Alter beantragen. Im Ergebnis 
haben sie aber nicht mehr Geld, 
als wenn sie ihr Leben lang gar 
nicht gearbeitet hätten – und 
müssen möglicherweise ihre Er-
sparnisse erst verbrauchen, be-
vor sie Unterstützung bekom-
men. Das ist ungerecht und wür-

delos. Denn Leistung sollte sich 
schließlich auch lohnen. Deswe-
gen heisst es nun: Wer 35 Jahre 
lang in die Rentenkasse einge-
zahlt hat, hat künftig Anspruch 
auf die Grundrente, wenn an-
sonsten die Rente zu niedrig wä-
re. Auch Jahre, in denen die ei-
genen Kinder erzogen oder An-
gehörige gepflegt wurden, wer-
den berücksichtigt.  

Beispiele: 
Bauingenieurin aus Leipzig  
Cathrin ist Bauingenieurin aus Leipzig. Sie 
hat bis zur Wende gut verdient. Dann jedoch 
ging die Firma insolvent und Cathrin war ein 
paar Jahre arbeitslos, bis sie als Angestellte 
in unterschiedlichen Bereichen wieder Arbeit 
fand - allerdings unterhalb ihrer Qualifikati-
on. Mit dem Verdienst kam sie zwar einiger-
maßen zurecht, doch beläuft sich ihre Alters-
rente nur auf 746 Euro (brutto). Da sie (trotz 
der Arbeitslosigkeit) insgesamt auf über 35 
Beitragsjahre in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung kommt, hat die Leipzigerin eine 
Gesamtrente in Höhe von 941 Euro. 

Frisörin  
Eine Friseurin, die 40 Jahre auf dem Niveau von 40 % 
des Durchschnittslohns voll gearbeitet hat, kommt 
derzeit auf eine monatliche Rente von 528,80 Euro. 
Mit der Grundrente bekommt sie über 400 Euro mehr 
und damit eine Monatsrente von 933,66 Euro. 
 
 



 
 

 
Klimaschutz wird Gesetz  

Das Bundes-Klimaschutzgesetz 

ist das Herzstück unserer Klima-

schutzmaßnahmen um langfris-

tig bis 2050 Klimaneutralität zu 

erreichen. Es definiert erstmals 

in der Geschichte unseres Lan-

des gesetzlich verbindliche Kli-

maschutzziele für die einzelnen 

Sektoren bis 2030, die auch für 

zukünftige Regierungen ver-

pflichtend sind. Jährlich wird 

kontrolliert, ob bei Verkehr, Ge-

bäude, Landwirtschaft, Abfall-

wirtschaft, Energie und Industrie 

ausreichend Treibhausgase ein-

gespart werden oder ob nachge-

legt werden muss. Die Einfüh-

rung eines Brennstoffemissions-

handel ist ein wichtiger Baustein 

um die Ziele zu erreichen. 

Künftig sind die CO2-Emissionen 

aus der Verbrennung von Heizöl, 

Erdgas, Benzin und Diesel gede-

ckelt und mit einem ansteigen-

den Preis versehen. Dafür füh-

ren wir ab 2021 ein sogenanntes 

nationales Emissionshandelssys-

tem für die Sektoren Wärme 

und Verkehr ein. Verlässliche 

Preise für schädliche Treibhaus-

gase werden es Bürgerinnen und 

Bürgern und Unternehmen er-

möglichen, sich auf die Entwick-

lung einzustellen. Zu Beginn 

wird die Tonne CO2 10 Euro kos-

ten und bis 2025 auf 35 Euro pro 

Tonne steigen. Das bedeutet: 

Klimaschädliche Alternativen 

werden moderat, aber stetig 

teurer. Die Einnahmen aus dem 

Emissionshandel werden voll-

ständig in Klimaschutzmaßnah-

men reinvestiert oder den Bür-

gerinnen und Bürgern zurückge-

geben. Beispielsweise wird die 

EEG-Umlage Jahr für Jahr um 

etwa eine Milliarde Euro ge-

senkt, wodurch die Strompreise 

sinken und klimafreundliche Al-

ternativen künftig günstiger 

werden. Und wir erhöhen das 

Wohngeld und sorgen dafür, 

dass der CO2-Preis nicht vollum-

fänglich auf Mieterinnen und 

Mieter umgelegt werden darf, 

da sie nur begrenzten Einfluss 

auf ihre Heizkosten haben.  

 

Das Klimaschutzprogramm 2030 

setzt die klimapolitischen Ziele 

unter diesen Vorgaben in kon-

krete Maßnahmen um. Insge-

samt stellen wir 54 Mrd. Euro in 

den nächsten vier Jahren zur 

Verfügung, um in saubere Mobi-

lität und Energieversorgung, in 

effiziente Gebäude und in For-

schung und Entwicklung zu in-

vestieren. Diese Woche stehen 

insbesondere die steuerlichen 

Änderungen, die sich aus dem 

Klimaschutzprogramm 2030 er-

geben, im Mittelpunkt der parla-

mentarischen Beratungen. Das 

beginnt bei der steuerlichen För-

derung für energetische Sanie-

rungsmaßnahmen an selbstge-

nutztem Wohneigentum, Entlas-

tungen für Pendlerinnen und 

Pendler und hört bei der Absen-

kung der Mehrwertsteuer auf 

Bahntickets von 19% auf 7% für 

mehr klimafreundliche Mobilität 

noch lange nicht auf. Im Gegen-

zug zu günstigeren Bahnpreisen 

werden Flüge teurer. Denn wir 

wollen alle Bürgerinnen und 

Bürger unterstützen, sich für kli-

mafreundliche Alternativen ent-

scheiden zu können. Das wird 

unter anderem mit der Ände-

rung des Luftverkehrssteuerge-

setzes verfolgt. Insgesamt wer-

den über die Umsetzung des Kli-

maschutzprogramms im Steuer-

recht weitere Einzel-

maßnahmen und steuerliche Än-

derungen auch in anderen Ge-

setzen vorgenommen. Ein Bei-

spiel dafür ist die steuerliche 

Förderung der Anschaffung ei-

nes Elektroautos.  

Klimaschutz betrifft alle Bereiche 

unseres Alltags. Darum haben 

wir auch ein so umfassendes 

Klimapaket geschnürt. Wir ha-

ben viele für uns wichtige Punk-

te gegen teils große Widerstän-

de in den Verhandlungen durch-

gebracht. Es gibt nun einen ge-

setzlich verbindlichen Reduzie-

rungsweg für Treibhausgase, an 

dem nicht zu rütteln ist. Gleich-

zeitig sind wir davon überzeugt, 

dass es uns gelingen wird, die 

Bürgerinnen und Bürger auf die-

sem Weg mitzunehmen. Das Kli-

maschutzprogramm 2030 ist ein 

Meilenstein auf dem Weg zu ei-

ner innovativen, wirtschaftlich 

erfolgreichen, sozial gerechten 

und klimaneutralen Gesellschaft. 

Weitere Wegmarken werden 

folgen. Wir sind bereit diese zu 

setzen.  
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Gewalt gegen Frauen wird oft ba-
gatellisiert oder ignoriert. Die Fol-
ge: Betroffene sprechen aus 
Scham und Angst nicht über das 
Erlebte. Das wollen wir ändern. 
Darum heißt es am 25. November 
2019 wieder „Schweigen bre-
chen“. Mit der Mitmachaktion 
"Wir brechen das Schweigen" er-
mutigt das Hilfetelefon Gewalt 
gegen Frauen alle Bürgerinnen 
und Bürger, ein Zeichen zu set-
zen. Anlässlich des Internationa-
len Tages gegen Gewalt an Frau-
en bringt das Hilfetelefon das 
Thema dahin, wo es hingehört: 
auf die öffentliche Tagesordnung. 
Ich unterstütze sehr gerne auch 
dieses Jahr wieder die Kampagne 
des Hilfetelefons. Jeden Tag erle-
ben Frauen in unserem Land Ge-
walt. Wir dürfen die Augen davor 
nicht verschließen. Gewalt droht 

Frauen oft gerade dort, wo sie 
sich besonders geborgen fühlen 
sollten: zu Hause. Viele betroffe-
ne Frauen schämen sich und es 
fällt ihnen schwer, über das Erleb-
te zu reden. Doch reden kann hel-
fen. Es gibt viele Einrichtungen, 

die Frauen unterstützen, sich 
dauerhaft aus einer Gewaltsitua-
tion zu befreien. Eine davon ist 
das Hilfetelefon „Gewalt gegen 
Frauen“, das jeden Tag rund um 
die Uhr erreichbar ist. 


